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. A. 
G E S C H Ä F T S V E R T E I L U N G 
J. Z i V i 1 S e n a t e 
1. die Rechtsstreitigkeiten über Patentrecht und Gebrauchs-
. ____ :--... --- - ~------·-
mu sterrccht nebst Verträgen hierüber; 
---- . . 
2. die Rechtsstrei tiglrni ten aus Verträgen über die Benutzung 
eines Geheimverfahrens oder über die ausschließliche 
y e rwe rtün-;;-nich.t:=ß8Scli1J. t z t e I:_ ß ew~!.!?1i eher _~,!.g;§Jdßl}i S s ~; 
3. die Rechtsstreitigkeiten aus dem Gebiet der fileitnehm~..E.:: 
erfindunn.:en; 
4. die Rechtsstreitigkeiten aus dem Gesetz über den Sorten-
schutz usw. vom 27. Juni 1953 9 soweit sie-nich.·t· aezn-r-'b) 
Zivilsenat zugewiesen sind; 
5. die J?§tefJ.tnichtißkei t~.§_f3.chen, Zwang_§li~~sachen und 
Patentri.icknahmesachen; 
6 . di.e Entscheidungen über Becl~tsbeschwerden gegen Beschl-üsse 
des Bundespatentgerichts in Patent- und Q~2ra~ch.§~~§~.2!'..::. 
sach~; 
7. die .Ansprüche gegen einen Patentanwalt aus Anlaß seiner 
Berufstätigkeit (Paten tanwaltsgesetzT-einschli eßlic.h 
von Schadenseisatzansprüchen; 
8. die Entscheidungen na.ch § 7 Abs. 2 LwVG (kraft Gesetzes). 
Dem J_EJ_Z:Lvilsenat sind zugewiesen 
1. die Rechtsstreitigkeiten über ,l!rl~l?~.r,r_g.2,ht, Y~_rl.§.ß§S.9.2B1 
und das Geschma2~smE§.i.~!l~cht; 
2. die Itechtsstreitigkeiten aus dem Gebiet des ß.2..!Y~l'.!?11.9.hen 
Rechtsschutzes, soweit sie nicht dem I a) ZivilEenat zu-
gewiesen sind, insbesondere die Hechtsstreitigkeiten über 
a) Viar~~j,chen, 
b) Ansprüche aus dem Geset.?;___ß~.§I.L.§_~E..J:Ln.1auteren 
!'~j;tbewerb, dem Rabattg_gse_:t;z und der 1!Jlliab_gy.§_!'.Q!QDE!Lß9 
c) Firmen- und Namensrecht, soweit es sich um die VerITech-
selbarkeit imgeschäftlichen Verkehr handelt; 
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3. die Rechtsstreitigkeiten aus dem .Q:~_§etz_j_i_p~_§.Qrt2n§_gbE.:t~ 
usw. vom 27. Juni 1953, soweit es sich um Streitigkeiten 
über den Sortennamen handelt~ 
4. die Entscheidungen über ß.ech_:tsbeschwerden gegen Beschlüsse 
des Bundespatentgerichts in Warenzeichen.=. und GeschEJ.§Ck.§.::. 
must2rsachen; 
5. die Rechtsstreitigkeiten über Vergleiche, . sofern es nicht 
mit Hücksicht auf das anzuwendende Recht zv.,reckmäßig er-
scheint, daß die Sache von dem für dieses Recht zuständigen 
Senat erledigt wird; · 
6. die Rechts.strei tigkei ten über Ansprüche aus .§J?ed]:}}ons.=., 
1§ßer- und Frachtßeschäften; 
7. die Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche aus dem Erwerb 
ein_es H.§._gdel.sgeschäftes ( GVG § 95 Ur. 4 d); 
8. die Bestimmung des ~tändig.§f!._9ericht.§. nach § 36 ZPO 
und § 9 EGZPO; 
9. alle Rechtsstreitigkeiten und Entscheidungen, .f!ie !licht 
~inem_~nderen Senat zugewiesen sind; 
10. die Entscheidungen 9 die erforderlich werden, bevor sich 
der für die Bearbeitung der Sache ~.§tä_gQ.iße __ .§ena}_.f.§.§J::. 
stellen läßt. 
----·---
Dem II_. Zi vil.§enat sind zugewiesen 
1. a) die Seesachen (HGB §§ 474 ff nebst SeemannsO vom 
2. Junil902, SeemannsG vom 26. Juli 1957 und Stran-
dungsO vom 17. Mai 1874, § 44), 
b) die Rechtsstreitigkeiten aus den Reichsgesetzen über 
Binnenschiffahrt und Flößerei (einschließlich von 
züSämmenstößen von Schiffenmit Nichtschiffen), 
c) die Rechtsstreitigkeiten über Schleppverträge und 
Versicherungen (einschließlich von Rückversicherungen) 
wegen Wasser- (See- oder Fluf3-) .1.!.§lQ..S.P.Qrt allein oder 
in Verbindung mit Landtransport, 
d) die Rechtsstreitigkeiten aus dem Gesetz über Rechte 
an eingetragenen .§chiff§ll und Schiffsbauwerken vom 
15. November 1940, Uber Besitz und Ei~entum an Schiffen 
und Schiffsbauwerken sowie-Über Ansprücheaus scJ~1E1-§.=. 
.E..§Ch~lichen y~_r:j;.r_ä;,g~g über Schiffe und Schiffsbauwerke, 




2. die Recht sstreitigkeiten über 
a) Ansprüche aus ~ und ~ausch von ~§rtp§.]i.g~2n, 
b) Ansprüche aus _!?es}.j";~ und Eigen.:tE.ill (einschließlich der 
Fälle des § 771 ZPO), Nießbrauch und Pfandrecht 
(einschließlich des kaufmännischen zürlickbehaltungs-
rechts, HGB § 369) an Wertpapieren sowie aus Rechts-
geschäften hierüber 7 - --
c) Ansprüche auf Grund des Börsenaesetzes und des Gesetzes 
betr. die Pflichten der Kaufleute bei Aufb~.Y!.§-,llru!!..ß 
i~~2I.....Yl2.:r~E§~ie~, 
d) Ansprüche aus Kontok9_:r..r.~ten (HGB § 355), 
c) Ansprüche aus Kommissionsv,esch§.ften (HGB §§ 383 ff); 
3. die Rechtsstreitigkeiten über 
a) Ansprüche aus Gesellschaftsverhältnissen (BGB §§ 705 ff) 
und Gemeinschaften (BGB§§ 741 ff)9 
b) innere Verhältnisse von Eandels~esellsch~Jten, ~ti11~n 
Qcs~llschaften, eingetragenen Genossen_§Ch§ft§Q und 
Qesellschaften mit beschränkter Haftung sowie Y§.:r2l-.I1.2E. 
(auch Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit) mit 
Binschluß der Rechtsstreitigkeiten zwischen diesen 
Gesellschaften, Genossenschaften oder Vereinen und 
ihren Vorstandsmitgliedern oder Geschäftsführern, 
c) Jh.r_~e_cht (HGB §§ 17 ff), soweit nicht der I b) 
Zivilsenat zuständig ist (Nr. 2 c); 
4. die Rechtsstreitigkeiten über yr~chsel§.§.Chen, §ch~.9~§.§.9.b-.§ll 
und Ansprüche aus kaufmännischen Anweisung~; 
5. die Rechtsstreitigkeiten über Versicherungsver~~ltn1§se; 
60 ~ie Rechtsstreitigkeiten über ~uftragsverhältni§~ (BGB §§ 662 ff) zwischen Kreditinstituten und ihren Kunden 
oder zwischen Kreditinstituten-untereinander? sovrei t 
die Institute die üblichen Bankgeschäfte betreiben und 
nicht mit Sonderaufgaben befaßt sind (wie z.B . Bauspar-
kassen, Teilzahlungsinstitute und ähnliche); 
7. die Entscheidungen im Falle des § 28 FGG, 
a) sofern es sich um die Führung der §chiffsregister, 
Binnenschiffsregister und Schiffsbauregister ünd . 
sonstige Befugnisse der Registerrichter oder ~iSJ2§..9E~ll 
handelt, 
b) . sovrni t es sich um die Führung der HandeJsrlIB}St§_[, 
QenosS.§E§Ch.§..;ftsre,g]:st~ und yerei,gg~ister und um 
sonstige Befugnisse der Registerrichter handelt; 
A. 
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8. die Entscheidungen nach §§ 9, 14, 28? 31 der 1:..?.-12Y-AlstG 
vom 29. September 1937. 
Dem III. Zivilsenat sind zugewiesen 
1. die Rechtsstreitigkeiten über 
a) SchadBnsersatzansErüche 
aa) von juristischen Per_i:J2n...'ill..J!..C?.§ .. .9i.fWJich.§].J.~.9.b.1.2 
gegen ihre ~eamten? 3ichteI und ~oldaten auf Grund 
des Dienstverhältnisses, 
bb) gegen Beamte aus § §39 BGB, soweit nicht der V. 
Zivilsenat zuständig ist (Nr. 2 i), 
cc) gegen juristische Personen des öffentli.9.herLß.§cht§. 
auf Grund des Art. 131 WRV und des Art. 34 GG, 
dd) gegen juristisch~_Per..§_Qn.QE....Q~s öffentlichen Rechts 
aus der Verletzung der §!raß~n~n~~.h~ltEEß.1?PJ'1icht 
oder Verkehrssicherungspflicht auf Straßen, 
b) die Ansprüche von Beamten, Richtern und Soldaten sowie 
ihren Hinterblieb~nen auf Grund des Dienstverhältnisses, 
soweit nach die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 
begründet ist; 
2. die Rechtsstreitigkeiten über 
a) Ansprüche auf Entschädigung wegen 
aa) ~nteignung und enteignungsgleichen Eingriffs, 
bb) Inanspruchnahme auf Grund des Reichsleistunß.§ß~= 
~tz~~ und des Bundesleis_tQr_lß§ße~j!~~ oder v/8gen 
polizeilicp~_.11§~~1'! enteignungsähnlicher Art, 
cc) unschuldig erlittener Unter_§]]chun,ashaJJ. oder 
Freisnruchs im Wiederaufnahmeverfahren, 
b) vermögensrechtliche Ansprüche aus Aufopferung für 
das gemeine Wohl und aus öffentlich-rechtliche:r Ver-
\Yahrung sowie SchadensersatzansprUche-ausd°8rVer-=.---
letzung öffentlich-rechtlicher Pflichten (VwGO § 40 
Abs. 2 Satz 1); ---------·-·-- -
3. die Entscheidungen über Revisionen in Angelegenheiten 
des Baulanc:lbeschaffungsgesetzes vom 3. August 1953 und 
des Bund~ba.1!ßesetzes vom 23 a Juni 1960; 
4. ;§rbrecht einschließlich von Erbschaftskäufen, soweit 
nicht der IV. Zivilsenat (Nr. 1 c) oder der V. Zivilsenat 





5 • .§ch_2nkung~ (BGB § 516 ff), , soweit nicht der II. 
Zivilsenat (Nr. 1) oder der V. Zivilsenat (Nr. 2a) 
zuständig ist, sowie .§~ifj;.}:3.!}$~n (BGB§ 80 ff), 
Nießbrauch an Vermögen 1BGB §§ 1085 ff) und Leib-
renten-nfüBT§-759-ffT; · . · . --
6. die Entscheidungen nach j_}Q9 BRAO (auch in Verbindung 
mit § 108 BNotO) sowie § 77 Abs. 2 der Wirtschafts-
prtiferordnung und § 56 Abs. 2 des Steuerberatungs-
gesetzes; 
7. die Entscheidungen nach .§ 159_ . .A-J?!?.!._l_QVG in Zivil-
sachen nebst § 2 FGG; 
8. die Entscheidungen in den Fällen des .§_1LJGG, wenn 
e s sich um Nachlaßsachen handelt, bei denen es nicht 
ausschließlich oder überwiegend um vom allgemeinen 
Rech t abweichertdes Recht der Erbfolge in landwirt-
schaftliche Grundstücke geht. 
Dem · IV. Zivilsenat sind zugev1iesen 
1. die R~chtsstreitigkeiten über 
a) Personenrecht 9 insbesondere Namensrecht (BGB § 12) ? 
soweit nicht der I b) Zivilsenat zuständig ist 
(Nr. 2 c), einschließlich Entmündigungen und Todes-
erklärungen, 
b) Familienrecht, 
c) die erbrechtlichen Wirkungen ~er Zugewinngemeinschaft 
( BGB § 13 71 nF ) ; 
2. die Entscheidungen in Fällen des 1 28 FGG, sofern es 
sich um Personenrechts- und .Familienrechtssachen handelt; 
. . -- -----·-----.--------
3. die Bestimmung des zuständigen Gerichts im Fal1e des 
i_.§5Q_AJ?s . '3 ZPO; 
4 . die Rechtsstreitigkeiten über BJickgriffs~!}.§,Pri.i.,21~~' die 
mit .E:Scke.r§.i§!.ttungssa,Qh..fill zusammenhängen; 
5. die Rechtss t reitigkeiten über Angelegenheiten des Bundes-
gesetzes zur Entschädigung für Opfer der nationalsozia-
listischen Verfolgung (~,1!nd~.§en}§ch_§gig]dngs_g~~}.~_) und 
des Bundesgesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 





6. die Entscheidungen des Bundesgerichtshofes gemäß .§_23 
Abs ._l.J_.L.?.9_h.bs.:._.1__!1QQYG über die Rechtmäßigkeit der 
Anordnungen, Verfügungen oder sonstigen .Maßnahmen, die 
von den Justizbehörden zur Regelung einzelner Angclegen-
hci ten auf dem Gebiete des .Elir_g~:elj,_gh~!.L.Eec,hts einschlief3-
1ich des Handelsrechts, des Zivilprozesses und der frei-
willigen Gerichtsbarkeit getroffen sind. 
Dem y_. _Ei vilsenat sind zugewiesen 
1. die Entscheidungen über Rechtsbeschwerden in Landwirt-
schaftssachen; 
2. die Rechtsst~eitigkeiten über 
u) Ansprüche.aus yerträgen_üb~-Q~~nd2~Ycke und ß.!J.m.g= 
stücks.gleiche Rechte~ einschließlich Vorkaufs und ____ ......_ _______ _ 
Wiederkaufs) , 
b) IJand nachtvertr~ge ( LandpachtG v. 25. Juni 1952 § 1) , 
c) Ansnrüche aus Besitz und Eigentum an Grundstücken und 
an Sachen, die-mit-einem Grundstück oder Gebäude in 
körperliche Verbindung gebracht sind., mit Einschluß 
von Überbau und Grenzverhältnissen (BGB §§ 912 - 916, 
919 - 923), ferner-die-Rech.tsstrci tigkei ten aus di_g_g_:: · 
liehen Vorkaufsrechten und Rechtsgsq.Q.§..f.!.fill darüber, 
d) Ansprüche aus j.in_glichen_B!?.2.f!ten an Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten und Hechtsgeschtiften 
darüber, 
e) lf_§.chbarrech1 nebst dessen Verletzung (BGB §§ 903 - 9109 
GewO § 26), 
f) Erbrecht, wenn es sich ausschließlich oder überwiegend 
um vom allgemeinen Recht abweichendes Recht der Erb-
folge in landwirtschaftliche Grundstücke handelt, 
g) Zwangsvollstreckung in Grundstücke mit Einschluß von 
_Kauf _Qnd Tausch von ,Eecht.§_YL.§E§ __ §.em_Mi:l-!!EQ bot ( ZVG 
§ 81)? 
h) ]erg.rechtssachen (EGBGB .Art • . 67) einschließlich der 
Abbaurechtssachen (EGBGB Art. 68) sowie Wasserrechts-
sachen ( ~GBGB Art. 65) einschließlich derDeich:-Ünd-
Sielrechtssachen (EGBGB Art. 66), 
i) Schadensersatz~.J1.s,P..rjJche wegen Amtspflichtver+etzung 
von Grundbuchbeamten in Grundbuchsachen einschließlich 
der Ruckgriffsansprüche gegen Beamte, 
k) Ja,g:Q_=_unq Fi§cher_§ir~chte nebst Verträgen hierüber, 
A. 
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1) kirchenrechtliche Verhältnisse sowie Schulbaulasten 




m) familie:t}_güter und Lehen (EGBGB Art. 59); 
3. die J~ntscheidungen in den FäJlen 
a) des j 28 FGG, wenn es sich um Nachlaßsachen handelt, 
bei denen es ausschließlich oder überwiegend um 
vom allgemoihen Recht abweichendes Recht der Erb-
folge in landwirtschaftliche Grundstücke geht~ 
b) des § 79 GBO, 
c) des § 2 ZVG und des § 3 des Gesitzes zur Änderuni 
der Vorschriften des Fideikommiss- und Stiftungs-
rech tes .vom 28. Dezember 19500 . 
Dem VI~:Lv:Llsenat sind zugewiesen 
die Rechtsstreitigkeiten über 
1. Ansprüche aus unerla~bt.en Hand.lungen, soweit nicht der 
III. Zivilsenat (III 1 a) oder der V. Zivilsenat (Nr . 2 c, 
i und k) zuständig ist, sowie Schadensersatzansprüche 
_flus Heilbehandlung, auch wenn die Änsprüche- aufVertrag 
gestützt sind; 
2. Ansprüche aus Unfällen, an denen ein Kraftfahrzeu_g, 
eine Eisenbahn oder eine Straßenbahn beteiligt sind, 
auch 1renn sie auf den Beförderungsvertrag gestützt 
sind, jedoch mit Ausnahme der zur Zuständigkeit des I b) 
Zivilsenats (Nr. 6) gehörenden Frachtverträge über Güter; 
3 . .§chadeq_§.Q.r.§.§.tzanspriJ.che auf - GruJ?.d sonstiger _E~song~r~ 
Q.2§.2,j~~.2.!'.§2Erift~~ (z.B. ZPO § 302 Abs. 4, ~~ 7179 945), 
sorrni t sie nicht einem anderen Senat besonders zugewiesen 
sind ; 
4. Dj.2.,D.Stverhältnisse, soweit nicht der I a) Zivilsenat 
1Nr. ?°'f: der II. Zivilsenat (Nr. 3 b) oder der VII. 
Zivilsenat (Nr. 1 b und 2) zuständig ist; 
5. Schadensers~tzan_9prüche gegen ,B§.2hj;§anvräl te und Notare. 
Dem VII. Zivilsenat sind zugewiesen 
1. die Rechtsstreitigkeiten über 




b) Diensty2rhäl t,!.liS.§..Q__9,_9r __ _A_rchi telrten und anderer bei 
' Bauten beschäftigter Personen; 
2o die Rechtsstreitigkeiten über ~uft.E.§._g§y~rhä}tn];§~ 
(BGB §§ 66 2 - 676) und Qes~_häft§führE!lß_ . ..911.!J..iLß..Yft.r.§-,g · 
(BGB§§ 677 - 687) 9 soweit nicht der II. Zivilsenat 
zuständig ist (Nro 6); 
3o die Rechtsstreitigkeiten über Darlehen (BGB §§ 607 ff} 
oder abstrakte Schuldverhältnisse (BGB§§ 780 ff), sb-
wei t nicht-derlI.-Zivilsenat-i-Nr o 2 c und d) zuständig 
ist; 
4 o die Rechtsstreitigkeiten über ungerecß~1~IJigt2_]cr~l9.h2~E.!.1ß 
(BGB §§ 812 ff), sofern es nicht mit Rücksj_cht auf das 
neben diesen Bestimmungen anzuwendende Recht zweckmäßig 
erscheint, daß die Sache von dem für dieses Recht zu-
ständige.n Senat erledigt wird; 
5o die Rechtsstreitigkeiten über Schi~Si§.Yert.r_Q.Ye und Schied§-
§Prüchc (ZPO §§ 1025 ff 9 § 274 Abs. 2 Nr. 3 ; 
6. die Rechtsstreitigkeiten über die Vertragsverhältnisse 
der H.924elsvertreter (HGB §§ 84 ff); 
7. die Entscheidungen in den Fällen des ~-28_FGG, soweit 
nicht der II. Zivilsenat (Nr. 7), dei IIIo Zivilsenat 
(Nr. 8), der IVo Zivilsenat (Nro ~' der V. Zivilsenat 
(Nro 3 a) oder der VIII. Zivilsenat (Nr. 4) zuständig ist. 
Dem yrr1~~ivilsenat sind zugewiesen 
lo die Rechtsstreitigkeiten über 
a) Ansprüche aus ~auf und Tausch von 2eweß1~chen §§~heQ 
und Rechten 9 soweit nicht der II. Zivilsenat 1Nr . 1 
und 2El)öd'er der V. Zivilsenat (Nr. 2 d und g) zu-
ständig ist 9 
b) f!Tiet-_und P_~cht,Y.Q_rh.§.ltpi§g, soweit nicht der II. 
Zivilsenat (Nr. 1) oder der V. Zivilsenat (Nro 2 b) 
zuständig ist, 
c) beihe und yerwahrung (BGB §§ 598 ff, 688 ff), soweit 
nicht der II. Zivilsenat (Nr. 1 und 2 c), der IIIo 
Zivilsenat (Nr . 2 b) oder der V. Zivilsenat (Nr . 2 a) 
zuständig ist 9 
·:~F d) Bür~schaften (BGB §§ 765 ff); jedoch ist bei Rechts-
streitigkeiten über eine Bürgschaft für die Zuständig-
- . 9 -
kei t die Hauptverbindlichkeit maßgebend 9 wenn nur deren · 
Bestand den Gegenstand des eigentlichen Streites bildet, 
c) die Rechtsstreitigkeiten über die Vertragsverhältnisse 
der Mäkler (BGB §§ 652 ff) einschließlich der Handels-
rgäkler- Tf-IGB §§ 93 ff) sowie über Ansprüche aus-]-35 4 -
_ITGB; 
2. die Rechtsstreitigkeiten über 
a) Ansprüche aus J3es_ttz und ;g)igentum an beW.§ßlichen S§._9hen, 
aus Fund~ (BGB §§ 965 ff) sowie auf y__grl~ß~.!IB-.Y.912 
SuchCn(BGB §§ 809 - 811) 9 soweit nicht der II . Zivil-
senat (Nr . 1 und 2 b) zuständig ist, 
b) Ansprüche aus -Nießbrauch und }?.fand..rec,ht an .Qewei?Jicl'}.~.n . 
Sachen und Rechten einschließlich des kaufmännischen 
Zurückbehaltungsrechts (HGB § 369) und von Rechtsge-
.schäften hierüber, soweit nicht der II. Zivilsenat 
(Nr. 1 und 2 b) oder der V. Zivilsenat (Nr . 2 d) zu-
ständig ist; 
. 
- 3. die Rechtsstreitigkeiten über 
a) ~2an~~vollstreckung in anderes als unbewegliches Ver-
mögen {einschließlich der Klagen auf Erlaß des Voll-
streckungsurteils und mit Einschluß von § 771 ZPO, 
dagegen mit Ausschluß der§§ 767 - 769 ZPO), 
b) Zwarnr,svollstreckung zur Erwirkung der JJeraus_gab~_yon 
Sachen und zur Erwirkung von Handlungen oder Unter-
1itssunß2l! ( zpo §§883-"ff-fSöwi 0 .Qfi.§llE.9.!'~EE~isf ünd 
Haft (ZPO §§ 899 ff), soweit nickt der III. Zivil-
senat (Nr. 1 a) zuständig ist 7 
c) ~nfephtung von Rechtsgeschäften eines Schuldners zum 
Nachteil seiner Gläubiger im Konkurs und außerhalb 
des Konkurses (KO §§ 29 ff, 196; AnfechtungsG), auch 
sm7ci t Scheingeschäft behauptet wird;. 
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II. S t r a f s e n a t e 
Dem 1-2-§j;rafs~t sind zugewiesen 
1. die Revisionen in Strafsachen für die Bezirke der Ober-
landesgerichte J?2mb~rg , l_(_g._!lsx.y)2.e? JS.9]1].en~, ,Münch_2_n, 
EEIE22rg, §§§I~~~.QE~Q und Stuttgar1 , sowie der Landge-
richte l!E-.t.!P§j;.§.Qt aus dem Bezirk des Oberlandesgerichts 
l~rankfurt am Main und ,I'rank~l.}hal aus dem Bezirk des 
Oberlandesgerichts Neustadt a . d.W . ; 
2. die Revisionen in Militärstrafsachen (zweiter Teil des 
Wehrstrafgesetzes vom 30. März 1957? BGBl I 298) . 
1. die Revisionen in Strafsachen für die Bezirke der Ober-
landesgerichte Bremen, ~üsseld..Q.ff, ·gran~fur~_.§l!l_Ma1n 
(ohne das Landgericht Darmstadt) , lCöln und ,IT~_y§tasLL.?-~sL.J'I.!„ 
(ohne das I;andgerich t Frankenthal); 
2. die Entscheidungen des_]uP,.d~TEerich~§h~_al§_~mein­
schaftliches oberes Gericht StPO~§ 12 ff, JGG 'J 42 
Äbs-:-3),soweit nicht der 3 . Strafsenat (Nr . 3 a) zustän-
dig ist, die Bestimmung des_~E§Ji.§nd.igen_Q~ri_gJ.l„:t§. nach 
§ 19 Abs. 2 Zustän4igkeitsergänzungsG vom 7. August 1952? 
BGBl III ~10-1, und die sonstigen Entscheidungen? die 
keinem anderen Strafsenat zu.geteilt sind . 
----- . · 
3. Der 2. Strafsenat ist zu~leich Senat für Wirtschafts-
.P.EE12l'§..§..QheQ (WiPrO § 74) sowie Senat für-·steüer'b~r~}.§.!­
und .§}.§R.~l?...E?Y..91-lm..@.,gll.:t.i-fil.§!lllll: Chen ( StBeratG § 53) . -
Dem 3. §tr§f§_E?nat sind zugewiesen 
1. a) die Untersuchungen und Entscheidungen im ~.!§}~!L~nd 
]-etzten_.B.~chts~g in den Strafsachen aus dem Gebiet 
der Bundesrepubli~, die in § 134 GVG bezeichnet sind, 
b) die Untersuchungen und Entscheidungen im ersten und 
letzten Rechtszug in den Strafsachen, die die in 
J?~rlin . begangenen, in § 134 GVG bezeichneten Straf-
taten betreffen; 
2. a) die Revisionen in Strafsachen gegen die Entscheidungen 
derjenigen Strafkammern aus dem Gebiet der Bundes-
reuublik, die in .L.lA_§.__QVG bezeichnet sind~, soweit 
nicht der 5 . Strafsenat zuständig ist (dort Nr . 3), 
A. 
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b) die Revisionen gegen die Entscheidungen der in § 74 a 
GVG bezeichneten Strafkammer des Bezirks des Kammer-
ß.2Il:chts in Berlin-Charlottenburg mit Ausnahmeder--
jcnigen Entscheidungen, die Fälle der Verschleppung 
und der politischen Verdächtigungen (StGB §§ 234 a, 
241 a; Bln. Ges . zum Schutze der persönlichen .Frei-
heit Vo 14. Juni 1951, GVBl 417) betreffen; 
-3. a) die Entscheiftungen_§.§.§. BundesgerichtßD2%e~_§.}§_gem~Jn::. 
§Ch§jj;liche s_ ob_<?~Qerich,1 ( StPo-i~ 12 ff, JGG "§ 42 
Abs. 3T: soweit es sich um die durch§§ 74 a, 120 GVG 
begründete Zuständigkeit der Landgerichte und Ober-
landesgerichte und um die durch § 102 JGG begründete 
Zuständigkeit der Jugendschöffengerichte handelt , 
b) die Entscheidungen nach ~ 153 s_E!R.Q. . 
Dem _1._ • .§trafs_§nat sind zugewiesen 
l o die Revisionen in Strafsachen für den Bezirk des Ober-
landesgerichts Hamm; 
2. die Revisionen in Verkehrsstrafsachen (einschließlich der 
Eisenbahn- und Luftunfälle mit-ÄÜsnahme von Unfällen der 
Berliner Stadtbahn); 
3. die Entscheidungen nach § 27 des J_)euts_gl.i~lL.2~1rnli.§i§J?.l:WßS­
ß§§et~~ vom 23. Dezember 1929. 
Dem .2..2.- ( Berl]:E..§l'_L . .9.}l'§..i.§~.i sind zugewiesen 
1. die Revisionen in Strafsachen für den Bezirk des Kammer-
_g_9richts in Berlin-Charlottenburg und für die Bezirke-(fG'r 
Oberlandesgerichte J?l'~.§.QhWeig, .Qellc, Hambu_rg, .Q].den.}?:y.r.g 
und Schlesvlig; 
2. die Revisionen gegen die Entscheidungen der in § 74 a GVG 
bezeichneten Strafkammer des Bezirks des Ka.ffil!.12Iß~~ich~s 
in Berlin-Charlottenburg, die .Fälle der Verschleppung und 
der politischen Verdächtigung (StGB §§ 234 a, 241 a; Bln . 
Geso zum Schutze der persönlichen Freiheit v o· l 1 o Juni 
1951, GVBl 417) betreffen; 
3. die Revisionen in Strafsachen gegen Entscheidungen der 
Gerichte in der l?undesrep,y.,!?]:.ik, wenn es sich um die .Anwen-
dung des Berliner Gesetzes zum Schutze der persönlichen 
Freiheit vom 14. Juni 1951 9 GVBl 417, handelt; 
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4. di e Entscheidungen des Bundesgerichtshofes gemäß § 23 
b:Efi-· JJ_.§_..?.2_!.Ps. )._EGQYQ über die Rechtmäßigkeit- der 
Anordnungen , Verfügungen oder sonstigen Maßnahmen , die 
von den Justizbehörden zur Regelung einzelner Angelegen-
hci ten auf dem Gebiet der .§J.!'.§.f!~.9.h~§l?_f]-~ß~ oder von 
den Vollzugsbehörden im Vollzug der Freiheitsstrafen, 
der Maßregeln der Sicherung und Besserung, des Jugend-
arrests. und der Untersuchungshaft getroffen sind . 
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IIIo G r o ß e S e n a t e 
"( nachrich-tlich·)-·-·- ·-·--
A. 
Die Zuständigkeit des Großen Senates ftir Zivilsach~n? des 
Großen Senates für Strafsachen und der Vereinigten Großen 
Senate ergibt sich aus dem Gerichtsverfassungsgesetz 7 dem 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 9 dem Deutschen Rich-
tergesetz, der Bundesrechtsanwaltsordnung 9 der Wirtschafts-
~rüferordnung und dem Steuerberatungsgesetz. 
IV . K a r t e 1 1 s e n a t 
Znachri eh tii eh )„ _____ _ 
Der Kartellsenat ist kraft Gesetzes für die Entscheidungen 
über die in § 95 des Gesetzes gegen Wettbewerbsb~schrlinkungen 
aufgeführten Rechtsmittel zuständig . 
Vo D i e n s t g er i c h t de s Bun d es 
(nachrichtlich)-----·-·------------ ---·--·- ---
Das Dienstgericht des Bundes ist kraft Gesetzes in denjenigen 
Angelegenheiten von Richtern? Mitgliedern des Bundesrechnungs-
hofe s 7 Staatsanwälten sowie Bundes- und Landesanwälten zu-
ständig, die ihm durch das Deutsche Richtergesetz übertragen 
sind . 
VI . S e n a t f ü r A n w a 1 t s s a c h e n 
1nachri'Chtl.ich)--- ·-:-·-----·--·--·--------- - - ----
Der Senat für Anwaltssachen ist kraft Gesetzes für diejenigen 
Angelegenheiten zuständig, die in der Bundesrechtsanwalts-
ordnung dem Bundesgerichtshof zugewiesen sind 9 mit Ausnahme 
der Entscheidungen nach § 109 BRA0 7 für die der III o Zivil-
senat zuständig ist . 
VII . S e n a t f ü r N o t a r s a c h e n 
"lnäChriciltiich)-·----- --·--·-·-·---- -··-·- ·-·----
Der Senat für Notarsachen ist kraft Gesetzes für diejenigen 
Angelegenheiten zuständig, die in der Bundesnotarordnung dem 
Bundesgerichtshof zugewiesen sind 7 mit Ausnahme der Entschei-
dungen nach§ 108 Abs. 2 BNotO i.V.m. § 109 BRA0 7 für die 
der III. Zivilsenat zuständig ist o 
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VIIIo S e n a t f ü r W i r t s c h a f t s -
p r ü f e r s a c h e n 
1nachrichtlichJ _____ ___ 
Der Senat für Wirtschaftsprüfersachen ist kraft Gesetzes 
·. für diejenigen Angelegenheiten zuständig, d.ie in der Wirt--
schn.ftsprüferordnung dem Bundesgerichtshof zugewiesen sind 7 
mit Ausnahme der Entscheidungen nach § 77 Abso 2 der Wirt-
schaftsprüfcrordnung7 für die der III. Zivilsenat zuständig 
isto 
IXo S e n a t f ü r S t e u e r b e r a t e r -
u n d S t e u e r b e v o 1 1 m ä c h t i g -
·----... ----------·--·-·----------·· --......-...-
t e n s a c h e n 
-(na'Chrichtl.ich)-- · 
Der Senat für Steuerberater- und Steuerbevollmächtigtensachen 
ist kraft Gesetzes für diejenigen Angelegenheiten zuständig? 
die in dem Steuerberatungsgesetz dem Bundesgerichtshof zuge-
wiesen sind, mit Ausnahme der Entscheidungen nach § 56 Abso 2 




S c h 1 u ß b e s t i m rn u n g e n 
---·-·-"'---·-------.-- ~-- --~ ---~-~·---
z u r G e s c h ä f t s v e r t e i l u n g 
I o Erachtet ein Senat vor Anberaumung eines Termins zur 
mündlichen Verhandlung einer be:L ihm anhängig gemachten . 
Sache ein,stimrnig, daß sie nach der Art d?s anzuwe:ildend en 
Rechtes vor einen anderen bestimmten Senat gehöre, so 
ist sie dOI'thin ab~]._geb~, falls nicht die Abgabe aus 
besonderen Gründen unzweckmäßig erscheint. Der Abgabe-
beschluß ist für den Senat, an den die Sache verwiesen · 
ist, bindend . 
II o Kommen für den in der Revisionsinstanz noch streitigen 
Teil eines Rechtsstreits entscheidend auch Fragen aus 
einem Rechtsgebiet in Betracht? für das nicht der Senat, 
bei dem die Sache anhängig ist und vor den sie nach dem 
Geschäftsverteilungsplan gehört 9 sondern ein anderer Senat 
zuständig ist 7 so kann, wenn das aus besonderen Gründen 
zueckmäßig erscheint, die Sache an diesen Senat mit dessen 
Zustimmung abgea eben werden . 
III. He_g.hi§.§j;.!2i t i gkei ten, in denen ~in $~nat_. eine_En~2ch_~Jdu.ng 
~rlass_QB_hat und die nochmals, wenn auch wegen eines 
anderen Teiles desselben Anspruchs, sei es in dem bisheri-· 
gen oder in einem neuen Prozeß, .§:11._d~n Bu!!de.§.g_§riclJ.tshof 
gelangen? gehören vor jenen Senat, selbst wenn inzvlischen 
eine Änderung der Geschäftsverteilung Platz gegriffen hat . 
Die Sache kann jedoch dem nach dem Geschäftsverteilungs-
plan an sich zuständigen Senat mit dessen Zustimmung zu-
gewiesen werden, wenn besondere Gründe hierfür sprechen. 
Die Übergangsregelung vom l o Oktober 1956 gemäß den Be-
schlüssen des Präsidiums vom 20 0 September 1956 Nr o IX c 
und vom 14. Dezember 1956 Nr . II A 9 bleibt unberührt • . 
IV . Für YlliL.§.ßShi].Jesachen aus dem Vertragshilfegesetz vom 
26 . Mlirz 1952 ist jeweils derjenige Zivilsenat zuständig, 
zu dessen Rechtsgebiet die zu regulierende Verbindlich-
keit gehört . Sind mehrere Verbindlichkeiten zu regulieren, 
so entscheidet die dem Betrage nach htichste Verbindlich-
keit o 
V. Rechtsbeschwerden nach § 56 des Gesetzes über .Qrdriung§.::J':e 
I1idrj._gkeiten vom 25). März 1952 sind im Hinblick auf die 
Geschäftsverteilung wie Revisionen zu behandeln . 
A. 
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VI. §j;r_Q._fsache!!. 9 in denen ein Senat eine Entscheidung erlassen 
hat und die E2chma}~ an den Bundesgerichtshof gelangen, 
werden wieder ~on diesem Senat bearbeitet, selbst wenn 
der Geschäftsverteilungsplan inzwischen geändert worden 
isto 
Die Übergangsregelung vom 1. Oktober 1956 gemäß den 
Beschlüssen des Präsidiums vom 20. September 1956 Nr. IX c 
und vom 14. Dezember 1956 Nr. II A 9 bleibt unberührt . 
VII. Betrifft in einer Vorlegungssache die zur Entscheidung 
gestellte Re~htsfrage ein Rechtsgebiet, das zur Zuständig-
keit eines bestimmten Strafsenats gehört, so ist dieser 
Senat für die Entscheidung über die Vorlegungssache zu-
standig, gleichgültig, ob sich die Vorlegung auf , § 120 
Abs o 3 GVG ade~ auf § 121 Abs o 2 GVG -stützt. 
VIIIo Bei den Senaten anhängige, von Änderungen des Geschäfts-
verteilungsplans betroffene Sachen gehen unbeschadet 
des Absatzes 2 auf den nunmehr zuständigen Senat übor, 
soweit sie seit dem 1. Januar 1963 - die vom II. auf den 
I b Zivilsenat übergehenden Sachen seit dem 1. Januar 
1962 - eingegangen sind, es sei denn, daß bis zum 
31. Dezember 1963 Termin bestimmt ist. 
Der zu Beginn des Jahres 1963 in Kraft getretene Über-
gang von Sachen vom V. auf den IIIo Zivilsenat (Nr. 4 und 
5 des jetzigen Zuständigkeitsbereichs des IIIo Zivil-
senats) wird auf die Sachen erstreckt? die in der Zeit 
vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 1962 eingegangen sind, 




B E S E T Z U N G D E R S E N A T E 
(Stand vom 1. Januar 1964) 







Bundcrnri cht er 
















Dr. Bock (stellv . Vorsitzende r ) 
Dr. Spreng . 
Dr . Iiöscher (in erster Linie KS) -'/ 
Dr. Spengler (in erster Linie Senat 
für Anwaltssachen und 
Senat für Notarsachen) 
Claßen ,f- [ .,f -"J v 
Schneider 
Professor Dr. Wilde 
Dr. Krüge.r-Nieland (stellv. 
· . Vorsitzende) 




Dr . Mösl 
Dr. Fischer, Robert 
Dr. Kuhn (stellv. Vorsitzender? 




Dr . Schulze 
(Außerdem ist in Aussicht genommen? dem II . Zivilsenat 
einen von den neu zu wählenden und zu ernennenden 
Bundesrichtern zuzuteilen) o 




































(Es ist in Aussicht genommen 7 es nach dem Ausscheiden 
des Bundesrichters Dro Winkelmann mit Ablauf des Jahres 
1963 im VII. Zivilsenat bei den dann verbleibenden 
sechs Beisitzern zu belassen und dafür dem IV. Zivil-












Dr. Augustin (stellv. Vorsitzender, 

















Hanebeck (st~llv . Vorsitzender) 
Dr. Meyer? Karl 




(Außerdem ist in Aussicht genommen? dem VI . Zivilsenat 
einen von den neu zu wählenden und zu ernennenden 



















(außerdem SBnat für Anwaltssachen 
und Senat für Notarsachen) q Pr 11 , 





Dr. Vogt (in erster ~iriie Senat 
für Anwaltssachen und 
Senat für Nbtarsachen) 
Dr . :F1inke II f. .,,P- 1 
Dr . Ha-:idinger 
Dr. Gelhaar (stellv . Vorsitzender) 
7__ Artl 
T Dr. Dorschel 















Dr. Seibert (stellv. 
Vorsitzender) 
Dr. Willms 




~-· .§.:tr.§.fsena t (zugleich Senat für Wirtschaftsprtifersachen 

















Dr. Baldus r 
Dr. Dotterweich (stellv . 
Vorsitzender) 
Scharpenseel (außerdem 3. StS) 
Kirchhof (in erster Linie Senat 
für Anwaltssachen und 




Dr . Rotberg 
·Weber, Kurt (stellv. 
Vorsitzender) 




' Dr. Faller 
·Dr. Schumacher (außerdem Senat 
für Anwaltssa-














Dr o Jagusch 
Krumme (stellv. Vorsitzende) 
Prof. Dr.Lang-Hinrichscn 
Dr . Flitner 
Börtzler (in erster Linie Senat 
für AnYTaltssachcn und 
Senat für Notarsachen) 
Dr. Web6r 7 Heinhold (in .erster 
Linie 3. sts) 
(Außerdem ist in Aussicht genommen, dem 4 . Strafsenat 
einen von den neu zu wählenden und zu ernennenden 








Prof i. 's'a:rsted t 













Nieland (Ib Zivilsenat) 
Senatspräsident Dr. Robert 
Fischer (II. Zivilsenat) 




Bundesrichter Dr. Augustin 
(Kartellsenat u . V. Zivil-
sr:mat) 




1roaion (VII . Zivilsenat) 
Senatsnräsidcnt Dr. Haidinger 
(VIII •. Zivilsennt) 
Vertreter 
Bundesrichter Jungbluth 
(Kartellsenat u. Ib 
Zivilsenat) 
Bundesrichter Dr. Bock 
(Ia Zivilsenat) 
Senatspräsi~cnt Dr. Pagcndnrm 
(III . Zivilsenat) 
Senatspräsident Ascher 
(IV . Zivilsenat) 
Bundesrichter Schuster (V. Zivil senat) 
Bundesrichter Hanebeck 
(VI . Zivilsenat) 
Bundesrichter Dr. Vogt 
(Sen(Ü für Anwaltssachen? 
Senat für Notursachen und 
VII. Zivilsenat) 




Senn~spräsidcnt Dro Geier (1 . Strafsenat) 
Scnatopräsidont Dro BalduG (2 . Strafsenat) 
Senatoprtisidcnt Prof .Sarstedt 
(5. Strafsenat) 
Senatoprtlsidcnt Dro Jagusch 
'( IJ. o Strafsenat) 
Bundesrichter Dr. Hübner 
(Kartellsenat Uo lo Straf-
senat) 
Bundesrichter Rudolf Schmitt 
(50 Strafsenat) 
Bundesrichter Kurt Veber 
(3 0 Strafsenat) 
Bundoorichter Prof .Dr.Lang-
Hinrichocn (40 Strafoennt) 
Vertreter 
Scnatsurtisidcnt Dr. Rotberg ( :L Strafsenat) 
Bundesrichter Scharpenscel 
(2. und 3. Strafsenat) 
Bundesrichterin Dr. Koffka (5 . Strafsenat) 
Bundesrichter Dr. Hengsbcrger 
( 3 • . Strafsenat) 
Btindesrichter Börtzler 
(Senat für Anmll tssachen? 
Senat für Notarsachen und 
4. Strafsenat) 
Bundesrichter Dr. Dottcrweich (2. Strafsenat) 
Bundesrichter Dr. Faller (3. Strafsenat) 
' 
Bundesrichter Dr. Willms (l o Strafsenat) 










Dr. Dr. Heusingcr 
Dr. Augustin (stellv.Vorsitzender, ~ 
außerdem V. ZS) 
Dr. Kuhn (in erster Linie II. ZS) <~ 
Dr. Hübner (außerdem 1 . StS) 
Dr. Löscher (außerdem Ia ZS) U 
Jungbluth (außerdem Ib ZS) 5" 
Hill (außerdem Senat für 6 
Anwaltssachen) 




Vo D i e n s t g c r i c h t d e s B u n d e s 
1 nacl1richtlicl1)- - - -· - -·-· - -·-·-·--- ~--- --- -- --~----------
Durch Beschluß des Prlisidiurns sind für die Zeit bis zum 




zu ständigen Beisitzern : 
zu Stellvertretern der 
ständigen Beisitzer : 
zu n i chtständigen 
Beü3i tzcrn: 
zu Stellvertret ern der 
ni chtständigon Beisitzer: 
Senatspräsident Dr o Baldus (2oStS) 
Senatspräsident Dro Nastelski (I a ZS) 
Bundesrichter Dro Dotter~eich 
(außerdem. 2 o .StS) 
Bundesrichter Scharpenseel 
(außerdem 2. Uo 3 o StS) 
Bundesr:Lchter Dr. Dotter\·1eich 
Bundesrichter Scharpenseel 
Bundesrichter Dro Hcngsoerger 
(außerdem 3o StS) 
Bundesrichter Dr o Hußla 
(außerdem III . ZS) 
Bundesrichter Dro Kreft 
(außerdem III o ZS) 
Bundesrichter Dr. Hübner . 
(außerdem Kartellsenat u . l o StS) 
Bundesrichter Johannsen 
(außerdem IV. ZS) 
Bundesrichter Dr o Heimann-Trosien 
(außerdem VII o ZS) 
. „ 
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VI. S e n a t f ü r 
Vorsitzender (kraft Gesetzes): 
Stellvertretender Vorsitzender: 
Beisitzende Mitgli eder 
des Bundesgerichtshofs 
Vertreter: 
An~ a ,l t s s ach e n 
Präsident des Bundesge richt s- 4 
hof s 
Dr . Dr . Heusinger 
Senatspräsident Glanzmann 
(VII. ZS, außerdem Sena t für 
Notarsachen) 
Bundesrichter Dr. Spengler 
(außerdem Senat für Notar-
sachen u , I a ZS) 
Bundesrichter Dr. Vogt 
(außerdem Senat für Notar-
sachen u. VII. ZS) 
Bundesrichter Kirchhof 
(außerdem Senat für Notar-
sachen u. 2 . StS) 
Bundesrichter Börtzler 
(außerdem Senat für Notar-
sach~n u . 4. StS) 
Bundesrichter Dr. Schumacher 
(außerdem 3. StS u. Senat 
für Notarsachen) 
Bundesrichter Hill 
(in erster Linie KS) 
VII. S e n a t f ü r N o t a r s a c h e n 
-(nachricb.tiich)---~-----------··-
Durch Beschluß des Präsidiums sind für die Zeit bis zum 




zu richterlichen Beisitzern: 
Senatspräsident Glanzmann 1 
(VII . ZS 1 außerdem Senat für 
Anwaltssachen) 
Senatspräsident Dr . Pagendarm 
(III . ZS) 
; 
Bundesrichter Dr. Spengler V 
(außerdem Senat für Anwalts-
sachen und I a ZS) 
„ 
' • 





(außerdem Senat für Anwalts-
sachen und 4 o StS) 
Bundesrichter Dr o Schumacher 
(außerdem 3. StS und Senat 
für Anna],.tssachen) 
Bundesrichter Dr o Vogt 
(außerdem Senat für Anwalts-
sachen und VII. ZS) 
Bundesrichter Kirchhof 
(außerdem Senat für Anwalts-
sachen und 2 o StS) 
-
VIII o S e n a t f ü r W i r t s c h a f t s p r ü f e r -
s a c h c n 
Als Senat für Wirtschaftsprüfersuchen entscheidet dar 
2 o Strafocnato 
IX o S e n a t f ü r S t e u e r b e r a t e r -
u n d S t c u e r b e v o 1 1 m ä c h t i g t e n -
s a c h e n 
Ala Senat ftir Stcucrbcrntcr- und Stcucrbevollmlichtigtcnsachen 





V E R T R E T U N G 
und Zugehörigkeit zu mehreren Senaten 
I. So\'rni t ~in_Bi:.211.~.2J'_.IT1,2h.!'.2.!"'&!l Senaten ange.hqrt und von 
mehreren Senaten gleichzeitig benötigt wird, geht die 
Anforderung des Senates vor, dem der Jüchter in_e!.§.Jg.r. 
~2-DiS.. zugeteilt ist. Die Anforderung der Großen Senate 
und cleG Dienstgerichts den Bundeo geht allen anderen 
Anforderungen vor. 
II. a) yertretun~ in den Zivilsenaten 
1. Es vertreten sich je~cils gegenseitig die Mit -
glieder des I a) und des I b) 'Zivilsenats, des 
IV. und des V. Zivilsenats, des III. und des VI. 
Zivilsenats. Die Mitglieder des Kartellsenats 
uerden von den Mitgliedern des I b) Zivilsenats 
vertreten, die Jfii tgl:i.eder des II. Zivilsenats 
von derien des VII. Zivilsenats, die Uitgltedor 
des VII. Zivilsenats von denen des VIII. Zivil-
sena.ts, die . M:L tgliedGr des VIII. Zivilsenats 
von denen des II. Zivilsenats. 
2. In eiligen Fällen kann jeder Zivilsenat darüber 
hinaus alle anderen Senate in ihrer nummern-
mäßigen Reihenfolge, beginnend mit dGm der Nummer 
nach folgenden Senat, auf Gewährung eines Ver-
tretcro in Anspruch nchmeno 
1. Die Mitglieder aes 1. Strafocnnts werden durch 
die deo 2. Strnfsenato, die · Mi tglieder des 1 2. 
durch die des 4. Strafsenats, die Mitglieder des 
4. durch die des 1. Strafsenats ver·treten. 
2. Zur Vertretung der Mitglieder des 3. Strafsenats 
iot in der Reihenfolge der Vertretungsfälle jeweils 
ein ~itglied der Strafsenate 1 und 4 in dieser 
Reihenfolge beTufen. 
3. Sind in einer Revisions-St rafsache, die zur Zu-
ständigkeit des 3. Strafsenats gehört, soviele 
~itglieder des Senats gemäß § 22 Nr. 1 StPO 
von der Auoüburtg des RichtGramtes kraft Gesetzes 
ausgeschlossen, daß der Senat ohne Zuziehung von 
Vertretern nicht mehr ordnungsgemäß besetzt ist, 






4o Zur Vertretung der Mitglieder des 5o (Berliner) 
Strafsenats ist in der Reihenfolg~ der Vertre-
tungsfälle jeweils ein Mitglied der Strafsenate 
1, 2 und 4 in dieser Reihenfolge berufen . 
c ) J? ~.t i m.!!_l.QD.lL.9.E.. i m_E.1!!-l" .91J_gl 1_ zu l'_ Y. .§.!.tr2.tJm..K„.9..9 S.llf.sm~n §ena i;smi tp.:LL~der 
Sovrn-it ein Senat gemäß der vorstehen.den Vertretungs-
regelung einen Vertreter zur v·erfügu.ng zu stellen 
hat, ~ind die dem Senat angehörenden Bundesrichter 
in der Reihenfolge vom niedrigsten bio zum höchsten 
Dienstalter nacheinander zur Vertretung borufen o 
Ist der hiernach zur Vertretung berufene Bundesrichter 
an der Vertretung verhindert 7 so tritt der im Dienst-
al tcr folgende Bundesri·chter für ihn ein o 
d) Ist ein Mitglied der Großen Senate des Bundesgerichts-
hofes und zugleich sein Vertreter verhindert, die ihm 
obliegenden Geschäfte innerhalb des Großen Senats 
wahrzunehmen? so tritt an die Stelle des jei,.veiligen 
ordentlichen Vertreters derjenige Vertreter im Großen 
Senat für Zi~ilsachen oder Strafsachen? der jeweils 
in der allgemeinen Reihenfolge der Vertreter auf den 
vcrl1inderten Vertreter folgt. 
• 
• J 1 
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A N H A N G 
zum Geschäftsverteilungsplan 
Ao S i t z u n g s t a g e und S i t z u n g s s ä 1 e 
--~--„-----„--- ----.·-~ - -----------------:-..;_----·-·-------------
I n) Zivilsenat 
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ErgLlnzend uird auf die seiner~eit allen Senatsprlisidenten 
und I3unclcsrichtcrn zueolci tote '\Tcrfügung vom 11 o Juli 1960, 
hingcuiooen, in der die Senate gebeten vorden waren, einzelne 
für jeden Senat angegebene Sitzungctngo nach Mögli chkeit weg-
fallen zu laasen o 
• 
(1) ooo 
(2) 0 00 
- 30 -




S e n a. t e 
(3) Jedes Mitglied des Bundesgerichtshofes muß einem Senat 
als ständiges Mitglie_d angehören. Jeder Senat muß ein-
schließlich des Vorsitzenden aus mindestens fünf stän-
digen Mitgliedern bestehen . 
§ 2 
P 1 e n u m 
Vor das Plenum gehören die Beratung und Beschlußfassung 
über die Geschäftsordnung des Bundesgerichtshofes und 
.ihre Änderung und Ergänzung (§ 140 GVG) sowie über die-jenigen den Geschäftsgang betreffenden Angelegenheiten 7 
die der Präsident vor das Plenum verweist. 
§ 3 
P r ä s i d i u m 
Das Präsidium beschließt in den ihm durch das Gesetz 
oder durch diese Geschäftsordnung zugewiesenen Angelegen-
heiten. Es entscheidet außerdem im Zweifelsfall 7 vor 
welchen Senat eine Sache gehört . 
§ 4 
P r ä s i d e n t 
(1) Dem Präsidenten liegen neben den Geschäften 7 die ihm 
als Vorsitzenden des Plenums, des Prtisidiums, der Großen 
Senate, der Vereinigten Großen Senate und eines einzelnen 
Senats zukommen, die Leitung und die Beaufsichtigung 
des ganzen Geschäftsganges ob . 
(2) Der Präsident verteilt die Geschäftsräume und die für die 
regelmäfhgen Sitzungen bestimmten Wochentage auf die Senate. 
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(3) Der Präoident regelt die Verteilung der Geschäfte unter 
die nichtrichterlichcn Beamten des Gerichto . Er ist im 
Sinne der beamtenrechtlichen Vorachriften Vorgesetzter 
und Dicnotvorgesetzter der nichtrichterlichcn Angehörigen 
und Dienotvorgesctzter der richterlichen Mitglieder des 
Dundccgerichtahofes. Bei disziplinärcn Maßnahmen gegen 
die richterlichen Mitglieder des Bundesgerichtshofs soll 
er da o Priioidium hören; handelt es sich jedoch um bloß.e 
Vorermittlungen, so kann er, auf Antrag des Betroffenen, 
soll er das PrUsidium hören. 
(4) Soweit nicht gesetzliche Vorschriften oder solche Vor-
schriften gelten, die der Bundesminister der Justiz auf 
Grund von Gesctzeri erlasoen hat, erläßt der Präsident 
die Bestimmungen über die zu filhrenden Geschäftsbücher, 
Register und Listen . 
(5) Dem Prlisidonten steht die Verfügung, in allen Verwaltungs-
angelegcnhei ten zu, vor allem in denjenigen, die das Haus-
haltsTiesen7 die Geschäftsräume, die Vervollständigung der 
Bibliothek und sonstige Anschaffungen betreffen . 
§ 5 
V e r t r c t u n g d e s P r ä s i d e n t e n 
In don Angelegenheiten, für die eine Vertretung des 
Präsidenten nicht durch das Gesetz geordnet ist, vertritt 
ihn der dienstältestc Senatsprtisident. 
§ 6 
G u t a c h t e n 
Hat der Bundesgerichtshof Gutachten, insbeoonderc über 
Gcoctzgcbungsfragen, zu erstatten, so beotimmt das Prä-
sidium des Bundcsgerichtsl1ofcs, vclche Stelle innerhalb 
des Bundesgerichtshofes die gutachtliche Äußerung abzu-
geben hat . Es kann dazu bestimmen entTieder den einzelnen 
oder die mehreren Senate, zu deren Zuständigkeit die 
Gutachtorfrace gel1ört, oder den betreffenden Großen Senat 
oder eine von ihm a.uo den I·h tgliedern des Bundesgcrichts-
hofeo zu bildende Gutachterkor.1mission oder in Ausnahme...: 
ftillen die Vereinigten Großen Senate oder das Plenum . 
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§ 7 
S i t z u n g e n 
(1) Die Sitzungen der Senate finden wöchentlich an den . 
ein für allemal bestimmten Tagen statt, unter Vorbe.:.. 
halt außerordentlicher Sitzungen, die durch die Um-
stände nötig werden o 
(2) Die außerordentlichen Sitzungen der Senate sowie die 
Sitzungen des Plenums, der Großen Senate und der 
Vereinigten Großen Senate werden von den Vorsitzenden 
nach Bedtirfnis einberufen. 
(3) An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen finden Sitzun-
gen nur in Notfällen statt. 
§ 8 
B e r i c h t e r s t a t t e r 
(1) Bei der Revision in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
und in Strafsachen ernennt der Vorsitzende des Senats 
einen Berichterstatters und zwar in der Regel, nachdem 
er '.L'ermin zur mündlichen Verhandlung anberaumt hat o 
Der Berichierstatter stellt spätestens eine Woche vor 
dem Verhandlungstermin dem Vorsitzenden eine schrift-
liche Bearbeitung der Sache mit den Akten zu. Dem Vor-
sitzenden steht es frei, vor dem Verhandlungstermin 
eine WGitere vorbereitende Bearbeitung der Sache durch 
einen zweiten Berichterstatter anzuordnen oder die Akten 
bei den Senatsmitgliedern mit dem Ersuchen umlaufen 
zu lassen 9 zu einzelnen bestimmt bezeichneten Rechts-
fragen schriftlich Stellung zu nehmen. 
(2) Wird die Revision durch Beschluß erledigt, so genügt 
ein mündlicher Vortrag des Berj_chterstatters . 
(3) Die Vorschriften des Abs. 1 sind sinngemäß anzuwenden 
1. bei Berufungen in Patentsachen 9 
2. bei Beschwerden, die gemäß § 28 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit oder gemäß § 79 der Grundbuchordnung dem 
Bundesgerichtshof zur Entscheidung vorgelegt uerden? 
3. bei Rechtsbeschwerden in Landwirtschaftssachen 9 
sofern es sich nicht um unzulässige Rechtsbeschrrnrden 
handelt, · 
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II- o bei anderen Beochrrnrden und· Entscheidungen, wenn 
ein Termin zur mündlichen Verhandlung angesetzt 
nircl; geht dor l~ntscheidung eine mündliche Ver-
handlung nicht voro..us? so i7ird auf mündlichen 
Vortrag des vom Seriatavorsitzonden zu bestellen-
den Berichtersta·ttcrs entschieden, jedoch ist 
eine vorbereitende Bearbeitung nicht ausgeochlossen. 
§ 9 
G r o ß e S e n a t e 
(1) In den Fällen der §§ 136? 137 GVG hat der Senat, der 
die Entscheidung eines Großen Senats oder der Vereinigten 
Großen Sena·te einholen will, die zu entacheidenden 
Rcchtafro..gen in einem Beschluß festzustellen und mit 
diesem Bcochluß auch die Akten der Rechtasachc dem ' Vor-
sitzenden des Großen Senats oder der Vereinigten Großen 
Senate zuzus·tollen. Im Falle des § 136 GVG hat jedoch 
der Senat, der von der Entscheidung eineG . anderen Senats 
abweichen will, zunächst bei diesem anzufragen, ob er 
der Abueichung zustimmt; wenn der andere Senat zustimmt, 
so bcdurf eo keiner Entscheidung des Großen Senats oder 
der Vereinigten Großen Senate. 
(2) Der VorGitzende des Großen Senats oder der Vereinigten 
Großen Senate leitet den Beschluß und die Akten dem 
Generalbundesanwalt, wenn dieser zu hören ist, zur 
Gchriftlichen Stellung seiner Antrüge vor der Bericht-
ersto.ttung ZU o 
( 3) EG 1·rcr<1.en zwei J3crichterutatter ernannt 9 von denen der 
eine dem Senat angehören muß 9 der die Entscheidung des 
Großen Senato oder der Vereinigten Großen Senate ein-
holt o !Tandelt es sich un eine Entscheidung der Vereinig-
ten Großen Senate, so ist, wenn der erste Berichter-
statter einem ~ivilsenat angehört, ala zueitc~ Bcricht-
erotatter ein Mitglied eines Strafsenats zu beatollen 
und ur.igckohrt. 
(4) Die Berichte sind schriftlich zu erstatten. Eine Abschrift 
der Ecrichtc und der Antrüge des Generalbundesanwalts 
ist vor der Sitzung jedem J'1itglied mi tzuteilcn, das zur 
hlituirkung an der Entacheidung berufen isto Der General~ 
bundesanwnlt iot von der Sitzung rechtzeitig zu benach-
rich tigcn " 
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(5) Über das Ergebnis der Beratung hat ein vom Vorsitzenden 
zu bestimmendes Mitglied des Großen Senats oder der 
Vereinigten Großen Senate eine Niederschrift aufzunehmen. 
(6) Die Entscheidung des Großen Senats oder der Vereinigten 
Großen Senate ergeht in Form eines Beschlusses mit Ent-
scheidungsgründen; der Beschluß muß die Namen der 11.ichtcr, 
die mitgewirkt haben? und den angenommenen Rechtssatz 
enthalten und ist von den Richtern zu unterzeichnen. Der 
Beschluß kann auch dahin lauten, daß die Entscheidung 
der Rechtsfragen mangels der Voraussetzungen der §§ 136, 
137 GVG abgelehnt wird . 
